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VERORDNUNG (EU) 2018/231 DER EUROPÄISCHEN 
ZENTRALBANK 

vom 26. Januar 2018 

über die statistischen Berichtspflichten der Altersvorsorgeeinrichtungen 
(EZB/2018/2) 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung sind die nachfolgenden Begriffe wie folgt 
zu verstehen: 

1. Unter einer „Altersvorsorgeeinrichtung“ (Teilsektor S.129 des 
ESVG 2010) ist eine finanzielle Kapitalgesellschaft oder 
Quasi-Kapitalgesellschaft zu verstehen, die in ihrer Hauptfunktion 
als Folge der Zusammenfassung sozialer Risiken und Bedürfnisse 
der Versicherten finanzielle Mittlertätigkeiten ausübt (soziale Siche­
rung). Eine Altersvorsorgeeinrichtung stellt als System der sozialen 
Sicherung Einkommen im Ruhestand und häufig Leistungen bei 
Tod und Erwerbsunfähigkeit bereit. 

Von der Begriffsbestimmung nicht erfasst werden: 

a) Investmentfonds im Sinne von Artikel 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 1073/2013 der Europäischen Zentralbank (EZB/2013/38) ( 1 ); 

b) finanzielle Mantelkapitalgesellschaften, die Verbriefungs­
geschäfte betreiben, im Sinne von Artikel 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 1075/2013 der Europäischen Zentralbank (EZB/2013/40) ( 2 ); 

c) monetäre Finanzinstitute (MFI) im Sinne von Artikel 1 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 1071/2013 der Europäischen Zentralbank 
(EZB/2013/33) ( 3 ); 

d) Versicherungsgesellschaften im Sinne von Artikel 1 der Verord­
nung (EU) Nr. 1374/2014 der Europäischen Zentralbank 
(EZB/2014/50) ( 4 ); 

e) rechtlich unselbstständige Altersvorsorgeeinrichtungen, die keine 
institutionellen Einheiten sind und deshalb Bestandteil der insti­
tutionellen Einheit bleiben, die sie betreibt; 

f) der Teilsektor Sozialversicherung im Sinne von Nummer 2.117 
des ESVG 2010. 

2. Der Begriff „Berichtspflichtige“ hat dieselbe Bedeutung wie in Ar­
tikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 2533/98. 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EU) Nr. 1073/2013 der Europäischen Zentralbank vom 18. Ok­
tober 2013 über die Statistik über Aktiva und Passiva von Investmentfonds 
(EZB/2013/38) (ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 73). 

( 2 ) Verordnung (EU) Nr. 1075/2013 der Europäischen Zentralbank vom 18. Ok­
tober 2013 über die Statistik über die Aktiva und Passiva von finanziellen 
Mantelkapitalgesellschaften, die Verbriefungsgeschäfte betreiben 
(EZB/2013/40) (ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 107). 

( 3 ) Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 der Europäischen Zentralbank vom 24. Sep­
tember 2013 über die Bilanz des Sektors der monetären Finanzinstitute 
(EZB/2013/33) (ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 1.). 

( 4 ) Verordnung (EU) Nr. 1374/2014 der Europäischen Zentralbank vom 28. No­
vember 2014 über die statistischen Berichtspflichten der Versicherungsgesell­
schaften (EZB/2014/50) (ABl. L 366 vom 20.12.2014, S. 36).
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3. Der Begriff „Gebietsansässiger“ hat dieselbe Bedeutung wie in Arti­
kel 1 der Verordnung (EG) Nr. 2533/98. Handelt es sich im Sinne 
dieser Verordnung um ein Rechtssubjekt, das keine physisch greifbare 
Präsenz besitzt, so richtet sich seine Gebietsansässigkeit nach dem 
Wirtschaftsraum, nach dessen Recht das betreffende Rechtssubjekt 
errichtet wurde. Ist das Rechtssubjekt nicht förmlich eingetragen, so 
richtet sich seine Gebietsansässigkeit nach dem juristischen Sitz, und 
zwar nach dem Land, dessen Rechtsordnung für die Gründung und 
fortgesetzte Tätigkeit des betreffenden Rechtssubjekts gilt. 

4. „betreffende NZB“: die NZB des Mitgliedstaats des 
Euro-Währungsgebiets, in dem die Altersvorsorgeeinrichtung und/oder 
der Träger des Alterssicherungssystems gebietsansässig ist. 

5. „betreffende NCA“: die NCA des Mitgliedstaats des 
Euro-Währungsgebiets, in dem die Altersvorsorgeeinrichtung und/ 
oder der Träger des Alterssicherungssystems gebietsansässig ist. 

6. Der Begriff „Träger von Alterssicherungssystemen“ hat dieselbe 
Bedeutung wie in Nummer 5.185 des ESVG 2010. 

7. „Daten auf der Basis von Einzelwertpapiermeldungen“: Daten, die 
nach einzelnen Wertpapieren aufgegliedert sind. 

8. „Daten auf der Basis von Einzelpositionen“: Daten, die nach ein­
zelnen Forderungen oder Verbindlichkeiten aufgegliedert sind. 

9. „aggregierte Daten“: Daten, die nicht nach einzelnen Forderungen 
oder Verbindlichkeiten aufgegliedert sind. 

10. „Finanztransaktion“: eine Transaktion, die auf die Entstehung, die 
Abwicklung oder den Wechsel des Eigentums an Forderungen oder 
Verbindlichkeiten zurückzuführen ist, wie in Anhang II Teil 5 näher 
beschrieben. 

11. „Bereinigungen infolge Neubewertung“: Bewertungsänderungen 
von Forderungen und Verbindlichkeiten, die auf Veränderungen 
der Preise der Forderungen und Verbindlichkeiten und/oder Aus­
wirkungen der Wechselkurse auf den Euro-Wert von auf Fremd­
währung lautenden Aktiva und Passiva zurückgehen, wie in An­
hang II Teil 5 näher beschrieben. 

Artikel 2 

Tatsächlicher Kreis der Berichtspflichtigen 

(1) Der tatsächliche Kreis der Berichtspflichtigen besteht aus den in 
den Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets gebietsansässigen Alters­
vorsorgeeinrichtungen. 

(2) Die dem tatsächlichen Kreis der Berichtspflichtigen angehörenden 
Altersvorsorgeeinrichtungen unterliegen den Berichtspflichten in vollem 
Umfang, soweit keine Ausnahmeregelung gemäß Artikel 7 gilt. 

(3) Unbeschadet Absatz 1 kann die betreffende NZB zur Erhebung 
von Daten über die Aktiva und Passiva von Altersvorsorgeeinrichtungen 
gemäß Anhang I Teil 3 beschließen, dass der tatsächliche Kreis der 
Berichtspflichtigen einzelne in ihrem Mitgliedstaat gebietsansässige Trä­
ger von Alterssicherungssystemen erfasst. In diesen Fällen kann die 
NZB einer Altersvorsorgeeinrichtung, die mit dem Träger des Alters­
sicherungssystems verbunden ist, der in den Kreis der tatsächlichen 
Berichtspflichtigen einbezogen ist, eine Ausnahmeregelung gewähren, 
vorausgesetzt, die gemäß Anhang I Teil 3 erforderlichen statistischen 
Daten werden vom betreffenden Träger des Alterssicherungssystems 
oder aus anderen zur Verfügung stehenden Quellen erhoben. Die 
NZBen überprüfen rechtzeitig die Einhaltung dieser Bedingung, um 
gegebenenfalls eine Ausnahmeregelung mit Wirkung ab Beginn des 
folgenden Jahres im Einvernehmen mit der EZB zu gewähren oder zu 
widerrufen. 

▼B
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Artikel 3 

Liste der Altersvorsorgeeinrichtungen für statistische Zwecke 

(1) Das Direktorium der EZB erstellt und führt für statistische Zwe­
cke eine Liste der Altersvorsorgeeinrichtungen und Träger von Alters­
sicherungssystemen, die den tatsächlichen Kreis der dieser Verordnung 
unterliegenden Berichtspflichtigen bilden. Die Liste kann auf Listen von 
Altersvorsorgeeinrichtungen beruhen, die derzeit von nationalen Behör­
den erstellt werden, sofern solche Auflistungen verfügbar sind, ergänzt 
um weitere Altersvorsorgeeinrichtungen und Träger von Alterssiche­
rungssystemen, die unter die in Artikel 1 enthaltenen Begriffsbestim­
mungen „Altersvorsorgeeinrichtung“ und „Träger von Alterssicherungs­
systemen“ fallen. 

(2) Die NZBen und die EZB machen diese Liste und aktualisierte 
Fassungen in geeigneter Form zugänglich, unter anderem in elektroni­
scher Form, über das Internet, oder — auf Antrag der betreffenden 
Berichtspflichtigen — in gedruckter Form. 

(3) Ist die zuletzt zur Verfügung gestellte elektronische Fassung der 
in Absatz 2 genannten Liste fehlerhaft, erlegt die EZB Berichtspflichti­
gen, die ihre statistischen Berichtspflichten nicht ordnungsgemäß erfüllt 
haben, keine Sanktionen auf, sofern sie in gutem Glauben auf die fehler­
hafte Liste vertraut haben. 

Artikel 4 

Statistische Berichtspflichten 

(1) Die Berichtspflichtigen stellen der betreffenden NZB entweder 
direkt oder über die betreffende NCA gemäß den lokalen Kooperations­
vereinbarungen und gemäß den Anhängen I und II folgende Daten zur 
Verfügung: 

a) vierteljährlich: Bestandsdaten über Aktiva der Altersvorsorgeeinrich­
tungen zum Quartalsende sowie im Einklang mit Artikel 5 gegebe­
nenfalls vierteljährliche Bereinigungen infolge Neubewertung oder 
Finanztransaktionen in Bezug auf Aktiva; 

b) jährlich: mindestens Bestandsdaten über Passiva der Altersvorsor­
geeinrichtungen zum Jahresende sowie im Einklang mit Artikel 5 ge­
gebenenfalls jährliche Bereinigungen infolge Neubewertung oder Fi­
nanztransaktionen in Bezug auf Passiva; 

c) jährlich: Angaben zur Anzahl der Mitglieder von Alterssicherungs­
systemen zum Jahresende, aufgeschlüsselt nach Beitragszahlern, An­
spruchsberechtigten und Leistungsempfängern. 

(2) Die NZBen leiten anhand der jährlich gemäß Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe b von den Berichtspflichtigen zur Verfügung gestellten Daten 
vierteljährliche Schätzwerte für die Passiva der Altersvorsorgeeinrich­
tungen ab. 

(3) Die NZBen unterrichten die Berichtspflichtigen über die verschie­
denen Zwecke, für die ihre Daten erhoben werden. 

(4) Um den Meldeaufwand für Altersvorsorgeeinrichtungen mög­
lichst gering zu halten, sind NZBen befugt, ihre Berichtspflichten gemäß 
dieser Verordnung mit ihren Berichtspflichten gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 1011/2012 (EZB/2012/24) zu verbinden. 

▼B
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(5) Hat die betreffende NZB gemäß Artikel 2 Absatz 3 beschlossen, 
einen Träger von Alterssicherungssystemen nicht in den tatsächlichen 
Kreis der Berichtspflichtigen einzubeziehen, so hat der betreffende Trä­
ger des Alterssicherungssystems, der über die gemäß Artikel 4 Absätze 1 
und 2 sowie Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a meldepflichtigen Daten 
verfügt, diese Daten rechtzeitig an die Altersvorsorgeeinrichtung zu 
übermitteln, damit diese ihre statistischen Berichtspflichten gemäß Ar­
tikel 8 erfüllen kann. Erfüllt die Altersvorsorgeeinrichtung ihre statisti­
schen Berichtsplichten nicht, da der Träger der Altersvorsorgeeinrich­
tung die betreffenden Daten der Altersvorsorgeeinrichtung nicht zur 
Verfügung stellt, muss die NZB beschließen, den Träger des Altersvor­
sorgesystems in den tatsächlichen Kreis der Berichtspflichtigen gemäß 
Art. 2 Abs. 3 einzubeziehen. 

Artikel 5 

Bereinigungen infolge Neubewertung und Finanztransaktionen 

(1) Die Daten über Bereinigungen infolge Neubewertung und Finanz­
transaktionen werden wie folgt erhoben. 

a) Gemäß den Weisungen der betreffenden NZB melden die Bericht­
spflichtigen Bereinigungen infolge Neubewertung oder Finanztrans­
aktionen für die auf aggregierter Basis gemeldeten Daten. 

b) Die NZBen leiten entweder Näherungswerte der Wertpapiertrans­
aktionen auf der Basis von Bestandsdaten über einzelne Wertpapiere 
ab oder erheben direkt Daten zu solchen Transaktionen auf der Basis 
von Einzelwertpapiermeldungen von Berichtspflichtigen. Die NZBen 
können ferner einem ähnlichen Ansatz für Aktiva mit Ausnahme von 
Wertpapieren folgen, wenn sie Daten auf der Basis von Einzelposi­
tionen erheben. 

c) Für Ansprüche, die gegenüber Altersvorsorgeeinrichtungen bestehen, 
sind Näherungswerte von Finanztransaktionen wie folgt abzuleiten: 

i) von den Berichtspflichtigen gemäß den Anweisungen der betref­
fenden NZB auf der Grundlage gemeinsamer bewährter Verfah­
ren, wie sie auf der Ebene des Euro-Währungsgebiets definiert 
werden können, oder 

ii) von der betreffenden NZB auf der Grundlage der von den Alters­
vorsorgeeinrichtungen zur Verfügung gestellten Daten. 

(2) Weitere Leitlinien über die Erstellung der Bereinigungen infolge 
Neubewertung und Finanztransaktionen sind in Anhang II festgelegt. 

Artikel 6 

Rechnungslegungsvorschriften 

(1) Sofern nichts anderes in dieser Verordnung bestimmt ist, gelten 
die nach dieser Verordnung von den Altersvorsorgeeinrichtungen für die 
Meldungen angewandten Rechnungslegungsvorschriften, die in der je­
weiligen nationalen Umsetzung der Richtlinie 2003/41/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 1 ) oder in sonstigen nationalen oder 
internationalen Standards festgelegt sind, die für Altersvorsorgeeinrich­
tungen auf der Grundlage von Weisungen der NZBen anzuwenden sind. 

(2) Abschreibungen und Wertberichtigungen gemäß den betreffenden 
Rechnungslegungspraktiken sind von der Hauptsumme ausstehender 
Kredite ausgeschlossen und gesondert zu melden. 

▼B 

( 1 ) Richtlinie 2003/41/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
3. Juni 2003 über die Tätigkeiten und die Beaufsichtigung von Einrichtungen 
der betrieblichen Altersversorgung (ABl. L 235 vom 23.9.2003, S. 10).
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(3) Unbeschadet der in den Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets 
geltenden Rechnungslegungspraktiken und Aufrechnungsmöglichkeiten 
werden sämtliche finanziellen Aktiva und Passiva für statistische Zwecke 
auf Bruttobasis ausgewiesen. 

Artikel 7 

Ausnahmeregelungen 

(1) Ausnahmeregelungen können kleinen Altersvorsorgeeinrichtun­
gen wie folgt gewährt werden: 

a) Die NZBen können den nach Gesamtaktiva kleinsten Altersvorsor­
geeinrichtungen Ausnahmeregelungen gewähren, sofern auf die Al­
tersvorsorgeeinrichtungen, die Daten für die aggregierte Vierteljah­
resbilanz liefern, mindestens 85 % der Gesamtaktiva der im betref­
fenden Mitgliedstaat des Euro-Währungsgebiets gebietsansässigen 
Altersvorsorgeeinrichtungen entfallen. 

b) Vorbehaltlich des Artikels 13 können die NZBen den kleinsten Altersvor­
sorgeeinrichtungen Ausnahmeregelungen gewähren, wenn, basierend auf 
den zuletzt eingereichten jährlichen Daten bzw. bei einer erstmaligen Mel­
dung basierend auf den der betreffenden NZB oder NCA zur Verfügung 
stehenden Daten für 2018, die aggregierten vierteljährlichen Gesamtaktiva 
der Altersvorsorgeeinrichtung weniger als 25 Mio. EUR oder die Anzahl 
ihrer Mitglieder weniger als 100 beträgt. Die betreffende NZB hat sicher­
zustellen, dass auf die Altersvorsorgeeinrichtungen, die Daten für die ag­
gregierte Vierteljahresbilanz liefern, mindestens 80 % der Gesamtaktiva der 
im betreffenden Mitgliedstaat des Euro-Währungsgebiets gebietsansässigen 
Altersvorsorgeeinrichtungen entfallen. 

c) Altersvorsorgeeinrichtungen, denen eine Ausnahmeregelung nach 
Buchstabe a oder b von den in Artikel 4 festgelegten statistischen 
Berichtspflichten gewährt wird, haben dennoch jährlich die in Arti­
kel 4 Absatz 1 Buchstabe a vorgesehenen Meldepflichten zu erfül­
len, sofern auf die Altersvorsorgeeinrichtungen, die Daten für die 
aggregierte Jahresbilanz liefern, mindestens 95 % der Gesamtaktiva 
der im betreffenden Mitgliedstaat des Euro-Währungsgebiets gebiets­
ansässigen Altersvorsorgeeinrichtungen entfallen. 

d) Altersvorsorgeeinrichtungen, denen eine Ausnahmeregelung nach Buch­
stabe a oder b gewährt wird, melden mindestens jährlich Daten zu ihren 
Gesamtaktiva, aufgeschlüsselt nach Schuldverschreibungen, Anteilsrechten, 
Investmentfondsanteilen und sonstigen Forderungen/Verbindlichkeiten. 

e) Die NZBen prüfen die Erfüllung der Bedingungen gemäß den Buch­
staben a bis c jährlich rechtzeitig, um gegebenenfalls eine Ausnah­
meregelung mit Wirkung ab Beginn des übernächsten Kalenderjahres 
zu gewähren bzw. zu widerrufen. 

(2) Die Altersvorsorgeeinrichtungen können beschließen, keinen Ge­
brauch von einer Ausnahmeregelung zu machen und stattdessen die in 
Artikel 4 festgelegten statistischen Berichtspflichten in vollem Umfang 
zu erfüllen. Trifft eine Altersvorsorgeeinrichtung diese Entscheidung, so 
hat sie immer dann, wenn sie von der Ausnahmeregelung Gebrauch 
macht, die Zustimmung der betreffenden NZB einzuholen. 

Artikel 8 

Vorlagefrist 

(1) Berichtspflichtige übermitteln gemäß den lokalen Kooperations­
vereinbarungen der betreffenden NZB oder der betreffenden NCA oder 
beiden die erforderlichen vierteljährlichen Daten spätestens zehn Wo­
chen nach Ablauf des Quartals, auf das sich die Daten beziehen. Diese 
Frist wird anschließend um eine Woche pro Jahr verkürzt und wird im 
Jahr 2022 sieben Wochen betragen. 

▼B
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(2) Berichtspflichtige übermitteln gemäß den lokalen Kooperations­
vereinbarungen der betreffenden NZB oder der betreffenden NCA oder 
beiden die erforderlichen jährlichen Daten spätestens 20 Wochen nach 
Ablauf des Jahres, auf das sich die Daten beziehen. Diese Frist wird 
anschließend um zwei Wochen pro Jahr verkürzt und wird für 2022 
14 Wochen betragen. 

Artikel 9 

Mindestanforderungen und nationale Meldeverfahren 

(1) Die Berichtspflichtigen erfüllen die statistischen Berichtsanforde­
rungen, denen sie gemäß den in Anhang III festgelegten Mindestanfor­
derungen für die Übermittlung, Exaktheit, Einhaltung von Konzepten 
und Korrekturen unterliegen. 

(2) Die NZBen legen die Meldeverfahren fest, die von dem Kreis der 
tatsächlich Berichtspflichtigen einzuhalten sind, und setzen sie um. Die 
NZBen stellen sicher, dass diese Meldeverfahren die benötigten statis­
tischen Daten liefern und eine genaue Überprüfung der Einhaltung der 
in Anhang III festgelegten Mindestanforderungen für die Übermittlung, 
Exaktheit, Erfüllung der Konzepte und Korrekturen ermöglichen. 

Artikel 10 

Verschmelzung, Spaltung und Umstrukturierung 

Im Fall einer beabsichtigten Verschmelzung, Spaltung oder Umstruktu­
rierung, die die Erfüllung der Berichtspflichten zu beeinträchtigen ver­
mag, benachrichtigt jeder Berichtspflichtige die betreffende NZB direkt 
oder über die betreffende NCA gemäß den lokalen Kooperationsverein­
barungen, sobald die beabsichtigte Verschmelzung, Spaltung oder Um­
strukturierung öffentlich bekannt gegeben wurde, und innerhalb einer 
angemessenen Frist vor deren Wirksamwerden über die Verfahren, die 
zur Erfüllung der in dieser Verordnung festgelegten statistischen Be­
richtspflichten vorgesehen sind. 

Artikel 11 

Überprüfung und Zwangserhebung 

Das Recht zur Überprüfung oder zur Zwangserhebung statistischer Da­
ten, die die Berichtspflichtigen gemäß dieser Verordnung zu liefern 
verpflichtet sind, wird von den NZBen ausgeübt. Das Recht der EZB, 
dieses Recht selbst auszuüben, bleibt hiervon unberührt. Die NZBen 
üben dieses Recht insbesondere dann aus, wenn ein Institut, das dem 
tatsächlichen Kreis der Berichtspflichtigen angehört, die in Anhang III 
festgelegten Mindestanforderungen für die Übermittlung, Exaktheit, Ein­
haltung der Konzepte und Korrekturen nicht erfüllt. 

Artikel 12 

Erstmalige Meldung 

(1) Die erstmalige Meldung erfolgt mit den vierteljährlichen Daten 
über Aktiva für das dritte Quartal 2019 und den jährlichen Daten über 
Passiva und Mitglieder für 2019. Diese Daten werden gemäß Artikel 8 
gemeldet. 

▼B
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(2) Die in Artikel 7 Absatz 1 Buchstaben c und d genannten Alters­
vorsorgeeinrichtungen melden gemäß diesen Bestimmungen die jähr­
lichen Daten über Aktiva für 2018; die Meldung erfolgt bis Ende 2019. 

(3) Um vierteljährliche Schätzwerte für die Passiva der Altersvorsor­
geeinrichtungen gemäß Artikel 4 Absatz 2 für 2019 abzuleiten, verwen­
den die NZBen die jährlichen, der betreffenden NZB oder NCA zur 
Verfügung stehenden Daten über Passiva für 2018. 

Artikel 13 

Übergangsbestimmungen 

Sofern eine NZB eine Ausnahmeregelung nach Artikel 7 Absatz 1 
Buchstabe b gewährt, stellt die betreffende NZB sicher, dass bei der 
erstmaligen Meldung und bis spätestens zu dem Datum, zu dem die 
Berichtspflichtigen vierteljährliche und jährliche Daten für das Jahr 
2022 gemäß Artikel 8 übermitteln müssen, auf die Altersvorsorgeein­
richtungen, die Daten für die aggregierte Vierteljahresbilanz liefern, 
mindestens 75 % der Gesamtaktiva der im betreffenden Mitgliedstaat 
des Euro-Währungsgebiets gebietsansässigen Altersvorsorgeeinrichtun­
gen entfallen. 

Artikel 14 

Schlussbestimmungen 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß 
den Verträgen unmittelbar in den Mitgliedstaaten. 

▼B
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ANHANG I 

STATISTISCHE BERICHTSPFLICHTEN 

TEIL 1 

Allgemeine statistische Berichtspflichten 

1. Der tatsächliche Kreis der Berichtspflichtigen muss vierteljährlich die folgen­
den statistischen Daten liefern: 

a) Einzelwertpapiermeldungen für Wertpapiere mit ISIN-Codes; 

b) Daten über Wertpapiere ohne einen ISIN-Code entweder auf der Basis von 
Einzelwertpapiermeldungen oder auf aggregierter Basis, untergliedert nach 
Arten der Instrumente, Laufzeitkategorien sowie der Geschäftspartner; 

c) Daten über Aktiva mit Ausnahme von Wertpapieren entweder auf der 
Basis von einzelnen Positionen oder auf aggregierter Basis, untergliedert 
nach Arten der Instrumente, Laufzeitkategorien sowie der Geschäftspartner. 

2. Die aggregierten Daten müssen als Bestände und — in Übereinstimmung mit 
den Weisungen der betreffenden nationalen Zentralbank (NZB) — als a) 
Neubewertungen aufgrund von Preis- und Wechselkursänderungen oder b) 
Finanztransaktionen zur Verfügung gestellt werden. 

3. Darüber hinaus müssen in einem Mitgliedstaat des Euro-Währungsgebiets 
gebietsansässige Altersvorsorgeeinrichtungen jährlich Daten zu den Verbind­
lichkeiten gemäß den Bestimmungen in Anhang II zur Verfügung stellen. 

4. Die Daten, die der betreffenden NZB auf der Basis von Einzelwertpapiermel­
dungen zur Verfügung gestellt werden müssen, sind in Tabelle 2.1 für Wert­
papiere mit einem ISIN-Code und in Tabelle 2.2 für Wertpapiere ohne einen 
ISIN-Code bestimmt. Die aggregierten vierteljährlichen statistischen Bericht­
spflichten für Bestände und für Neubewertungen aufgrund von Preis- und 
Wechselkursänderungen oder Finanztransaktionen sind in den Tabellen 1a 
und 1c aufgeführt. Die aggregierten jährlichen statistischen Berichtspflichten 
für Bestände und für Neubewertungen aufgrund von Preis- und Wechselkurs­
änderungen oder Finanztransaktionen sind in Tabelle 1b aufgeführt. Die jähr­
lich zu meldenden Daten zur Zahl der Mitglieder von Alterssicherungssyste­
men sind in Tabelle 3 aufgeführt. 

TEIL 2 

Rückstellungen von Altersvorsorgeeinrichtungen 

1. Im Zusammenhang mit Rückstellungen von Altersvorsorgeeinrichtungen soll­
ten die Berichtspflichtigen gemäß den Anweisungen der betreffenden NZB auf 
der Grundlage gemeinsamer bewährter Verfahren, die auf der Ebene des 
Euro-Währungsgebiets definiert sein können, für die nachstehenden viertel­
jährlichen Berichtspflichten Schätzwerte ableiten, wenn die Daten nicht un­
mittelbar zu ermitteln sind: 

— Ansprüche gegenüber Alterssicherungssystemen, aufgeschlüsselt nach Sys­
temen mit Beitragszusagen und Systemen mit Leistungszusagen, 

— Bereinigungen infolge Neubewertung (einschließlich Wechselkursanpas­
sungen) oder Finanztransaktionen für alle erforderlichen Aufschlüssel­
ungen wie in Tabelle 1b dargestellt. 

2. Die NZBen leiten vierteljährliche Schätzwerte auf der Grundlage der von den 
Berichtspflichtigen zur Verfügung gestellten jährlichen Daten ab. 

▼B
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▼B 

TEIL 3 

Berichtstabellen 

Tabelle 1a 

AKTIVA 

Bestände und Berichtigungen infolge Neubewertung (einschließlich Wechselkursanpassungen) oder Finanztransaktionen 

Vierteljährlich zu meldende Daten 

Insgesamt 

►C1 Inland/Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets ohne Inland (gesamt) ◄ 

Übrige Welt 
(gesamt) 

MFIs 
(S. 121 + 
S. 122) 

Nicht-MFIs — gesamt 

Öffentli­
che 

Haus­
halte 

(Staat) 
(S.13) 

Sonstige Gebietsansässige 

Insge­
samt 

Investment­
fonds (ohne 
Geldmarkt­

fonds) 
(S.124) 

Sonstige Finanzinstitute 
(S.125), Kredit- und Ver­
sicherungshilfs-tätigkeiten 
(S.126), firmeneigene Fi­
nanzinstitute und Kapital­

geber (S.127) 

Versiche­
rungsge­
sellschaf­

ten 
(S.128) 

Altersvor­
sorgeein­

richtungen 
(S.129) 

Nichtfinan­
zielle Kapi­
tal-gesell­
schaften 
(S.11) 

Private Haus­
halte + private 
Organisationen 
ohne Erwerbs­

zweck 
(S.14 + S.15) 

AKTIVA (insgesamt) 

1 Bargeld und Einlagen (ESVG 
2010: Einlagen ((F.22) und 
(F.29)) 

davon: Sichteinlagen (ESVG 
2010: F.22) 

2 Schuldverschreibungen (ESVG 
2010: F.3) 

bis zu einem Jahr 

über 1 Jahr und bis zu 2 Jahren 

über 2 Jahre 

3 Kredite (ESVG 2010: F.4) 

bis zu einem Jahr 

über 1 Jahr und bis zu 5 Jahren 

über 5 Jahre 

4 Anteilsrechte (ESVG 2010: 
F.51) 

davon: börsennotierte Aktien 
(ESVG 2010: F.511)
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▼B 

Insgesamt 

►C1 Inland/Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets ohne Inland (gesamt) ◄ 

Übrige Welt 
(gesamt) 

MFIs 
(S. 121 + 
S. 122) 

Nicht-MFIs — gesamt 

Öffentli­
che 

Haus­
halte 

(Staat) 
(S.13) 

Sonstige Gebietsansässige 

Insge­
samt 

Investment­
fonds (ohne 
Geldmarkt­

fonds) 
(S.124) 

Sonstige Finanzinstitute 
(S.125), Kredit- und Ver­
sicherungshilfs-tätigkeiten 
(S.126), firmeneigene Fi­
nanzinstitute und Kapital­

geber (S.127) 

Versiche­
rungsge­
sellschaf­

ten 
(S.128) 

Altersvor­
sorgeein­

richtungen 
(S.129) 

Nichtfinan­
zielle Kapi­
tal-gesell­
schaften 
(S.11) 

Private Haus­
halte + private 
Organisationen 
ohne Erwerbs­

zweck 
(S.14 + S.15) 

davon: nicht börsennotierte Aktien 
(ESVG 2010: F.512) 
davon: sonstige Anteilsrechte 
(ESVG 2010: F.519) 

5 Investmentfondsanteile (ESGV 
2010: F.52) 
Anteile an Geldmarktfonds 
(ESGV 2010: F.521) 
Anteile an Investmentfonds ohne 
Geldmarktfonds (ESGV 2010: F.522) 

davon: Anleihefonds 
davon: Aktienfonds 
davon: Gemischte Fonds 
davon: Immobilienfonds 
davon: Hedgefonds 
davon: Sonstige Fonds 

6 Rückstellungen von Altersvor­
sorgeeinrichtungen (ESVG 
2010: F.6) 
davon: Ansprüche von Altersvorsor­
geeinrichtungen an die Träger von 
Alterssicherungssystemen (ESVG 
2010: F.64) 
davon: Ansprüche privater Haus­
halte aus Rückstellungen bei 
Nichtlebensversicherungen (F.61) 

7 Finanzderivate (ESVG 2010: F.7) 
8 Sonstige Forderungen/Verbind­

lichkeiten (ESVG 2010: F.8) 
9 Nichtfinanzielle Vermögensgüter
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▼B 

Tabelle 1b 

PASSIVA 

Bestände und Berichtigungen infolge Neubewertung (einschließlich Wechselkursanpassungen) oder Finanztransaktionen 

Jährlich zu meldende Daten ( 1 ) 

Insgesamt 

►C1 Inland/Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets ohne Inland (gesamt) ◄ 

Übrige 
Welt 

(gesamt) 
MFIs 

(S. 121 + 
S. 122) 

Nicht-MFIs — gesamt 

Öffentliche 
Haushalte 

(Staat) 
(S.13) 

Sonstige Gebietsansässige 

Insge­
samt 

Investment­
fonds (ohne 
Geldmarkt­

fonds) 
(S.124) 

Sonstige Finanzinstitute 
(S.125), Kredit- und Ver­
sicherungshilfs-tätigkeiten 
(S.126), firmeneigene Fi­
nanzinstitute und Kapital­

geber (S.127) 

Versiche­
rungsge­
sellschaf­

ten 
(S.128) 

Altersvor­
sorgeein­

richtungen 
(S.129) 

Nichtfinan­
zielle Kapi­

talgesell­
schaften 
(S.11) 

Private Haus­
halte + private 
Organisationen 
ohne Erwerbs­
zweck (S.14 + 

S.15) ( 4 ) 
PASSIVA (insgesamt) 

10 Kredite (ESVG 2010: F.4) 
bis zu 1 Jahr 
über 1 Jahr und bis zu 5 Jahren 
über 5 Jahre 

11 Ausgegebene Schuldverschrei­
bungen (ESVG 2010: F.3) 

12 Anteilsrechte (ESVG 2010: F.5, 
F.519) 

13 Technische Rückstellungen 
(ESVG 2010: F.6) ( 2 ) 

13.1 Ansprüche gegenüber Alters­
sicherungssystemen (ESVG 
2010: F.63) 
davon: Systeme mit Beitrags­
zusagen 
davon: Systeme mit Leistungs­
zusagen ( 3 ) 

13.2 Ansprüche von Altersvorsor­
geeinrichtungen an die Träger 
von Alterssicherungssystemen 
(ESVG 2010: F.64) 

13.3 Ansprüche auf andere Leistungen 
als Alterssicherungsleistungen 
(ESVG 2010: F.65)
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▼B 

Insgesamt 

►C1 Inland/Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets ohne Inland (gesamt) ◄ 

Übrige 
Welt 

(gesamt) 
MFIs 

(S. 121 + 
S. 122) 

Nicht-MFIs — gesamt 

Öffentliche 
Haushalte 

(Staat) 
(S.13) 

Sonstige Gebietsansässige 

Insge­
samt 

Investment­
fonds (ohne 
Geldmarkt­

fonds) 
(S.124) 

Sonstige Finanzinstitute 
(S.125), Kredit- und Ver­
sicherungshilfs-tätigkeiten 
(S.126), firmeneigene Fi­
nanzinstitute und Kapital­

geber (S.127) 

Versiche­
rungsge­
sellschaf­

ten 
(S.128) 

Altersvor­
sorgeein­

richtungen 
(S.129) 

Nichtfinan­
zielle Kapi­

talgesell­
schaften 
(S.11) 

Private Haus­
halte + private 
Organisationen 
ohne Erwerbs­
zweck (S.14 + 

S.15) ( 4 ) 

14 Finanzderivate (ESVG 2010: 
F.71) 

15 Sonstige Forderungen/Verbind­
lichkeiten (ESVG 2010: F.8) 

16 Reinvermögen (ESVG 2010: 
B.90) 

( 1 ) Von den NZBen bereit zu stellende vierteljährliche Schätzwerte 
( 2 ) Technische Rückstellungen (gesamt) können Lebensversicherungen einschließen 
( 3 ) Fiktive Systeme mit Beitragszusagen und Hybridmodelle werden den Systemen mit Leistungszusagen zugerechnet 
( 4 ) Ansprüche nur relevant für Haushalte (S. 14) 

Tabelle 1c 

AUFSCHLÜSSELUNG NACH LÄNDERN 

Bestände und Berichtigungen infolge Neubewertung (einschließlich Wechselkursanpassungen) oder Finanztransaktionen 

Die Daten zu Aktiva sind vierteljährlich und die Daten zu Passiva jährlich ( 1 ) zu übermitteln 

Sonstige Gebietsansässige des Euro-Währungsgebiets (ohne Inland) 

BE DE EE IE EL ES FR IT CY LV LT LU MT NL AT PT SI SK FI 

AKTIVA (insgesamt) 
Bargeld und Einlagen 

Schuldverschreibungen (ESVG 2010: 
F.3) 

von MFIs ausgegeben 

bis zu einem Jahr 
_____________ 
( 1 ) Von den NZBen bereitzustellende vierteljährliche Schätzwerte.
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▼B 

Sonstige Gebietsansässige des Euro-Währungsgebiets (ohne Inland) 

BE DE EE IE EL ES FR IT CY LV LT LU MT NL AT PT SI SK FI 

über ein Jahr 

von Nicht-MFIs ausgegeben 

Öffentliche Haushalte (Staat) 

bis zu einem Jahr 

über ein Jahr 

Sonstige Gebietsansässige 

bis zu einem Jahr 

über ein Jahr 

Anteilsrechte (ESVG 2010: F.51) 

von MFIs ausgegeben 

davon: börsennotierte Aktien 
(ESVG 2010: F.511) 

davon: nicht börsennotierte 
Aktien (ESVG 2010: F.512) 

davon: sonstige Anteilsrechte 
(ESVG 2010: F.519) 

von Nicht-MFIs ausgegeben 

Öffentliche Haushalte (Staat) 

davon: börsennotierte Ak­
tien (ESVG 2010: F.511) 

davon: nicht börsenno­
tierte Aktien (ESVG 2010: 
F.512) 

davon: sonstige Anteils­
rechte (ESVG 2010: 
F.519) 

Sonstige Gebietsansässige 

davon: börsennotierte Ak­
tien (ESVG 2010: F.511)
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▼B 

Sonstige Gebietsansässige des Euro-Währungsgebiets (ohne Inland) 

BE DE EE IE EL ES FR IT CY LV LT LU MT NL AT PT SI SK FI 

davon: nicht börsenno­
tierte Aktien (ESVG 2010: 
F.512) 
davon: sonstige Anteils­
rechte (ESVG 2010: 
F.519) 

Investmentfondsanteile (ESGV 
2010: F.52) 
PASSIVA (insgesamt) 
Ansprüche gegenüber Alterssiche­
rungssystemen (ESVG 2010: 
F.63) ( 1 ) 
( 1 ) Von den NZBen bereit zu stellende vierteljährliche Schätzwerte 

Nicht teilnehmende Mitgliedstaaten 

BG CZ DK HR HU PL RO SE UK 

AKTIVA (insgesamt) 
Bargeld und Einlagen 

Schuldverschreibungen (ESVG 
2010: F.3) 

von MFIs ausgegeben 

bis zu einem Jahr 

über ein Jahr 

von Nicht-MFIs ausgegeben 

Öffentliche Haushalte (Staat) 

bis zu einem Jahr 

über ein Jahr 

Sonstige Gebietsansässige 

bis zu einem Jahr 

über ein Jahr
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▼B 

Nicht teilnehmende Mitgliedstaaten 

BG CZ DK HR HU PL RO SE UK 

Anteilsrechte (ESVG 2010: F.51) 
von MFIs ausgegeben 

davon: börsennotierte Aktien 
(ESVG 2010: F.511) 

davon: nicht börsennotierte 
Aktien (ESVG 2010: F.512) 

davon: sonstige Anteilsrechte 
(ESVG 2010: F.519) 

von Nicht-MFIs ausgegeben 

Öffentliche Haushalte (Staat) 

davon: börsennotierte Ak­
tien (ESVG 2010: F.511) 

davon: nicht börsenno­
tierte Aktien (ESVG 2010: 
F.512) 

davon: sonstige Anteils­
rechte (ESVG 2010: 
F.519) 

Sonstige Gebietsansässige 

davon: börsennotierte Ak­
tien (ESVG 2010: F.511) 

davon: nicht börsenno­
tierte Aktien (ESVG 2010: 
F.512) 

davon: sonstige Anteils­
rechte (ESVG 2010: F.519) 

Investmentfondsanteile (ESGV 
2010: F.52) 

PASSIVA (insgesamt) 

Ansprüche gegenüber Alterssiche­
rungssystemen (ESVG 2010: 
F.63) ( 1 ) 

( 1 ) Von den NZBen bereit zu stellende vierteljährliche Schätzwerte
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▼B 

Wichtigste Geschäftspartner außerhalb der EU 

Brasilien Kanada China Hongkong Indien Japan Russland Schweiz US EU-Institu­
tionen 

Sonstige in­
ternationale 
Organisatio­

nen 

Offshore-Fi­
nanzzentren 
(als Gruppe) 

AKTIVA (insgesamt) 

Bargeld und Einlagen 

Schuldverschreibungen (ESVG 
2010: F.3) 

bis zu einem Jahr 

über ein Jahr 

Anteilsrechte (ESVG 2010: F.51) 

davon: börsennotierte Aktien 
(ESVG 2010: F.511) 

davon: nicht börsennotierte Ak­
tien (ESVG 2010: F.512) 

davon: sonstige Anteilsrechte 
(ESVG 2010: F.519) 

Investmentfondsanteile (ESGV 
2010: F.52) 

PASSIVA (insgesamt) 

Ansprüche gegenüber Alterssiche­
rungssystemen (ESVG 2010: 
F.63) ( 1 ) 

( 1 ) Von den NZBen bereit zu stellende vierteljährliche Schätzwerte



 

Tabelle 2 

Erforderliche Daten über einzelne Wertpapiere 

Daten für die Felder in Tabelle 2.1 und Tabelle 2.2 müssen für jedes Wertpapier 
innerhalb der Kategorien „Schuldverschreibungen“, „Anteilsrechte“ und „Invest­
mentfondsanteile“ gemeldet werden (gemäß Anhang II Teil 1 Tabelle A). Wäh­
rend sich Tabelle 2.1 auf Wertpapiere bezieht, denen ein ISIN-Code zugewiesen 
wurde, bezieht sich Tabelle 2.2 auf Wertpapiere ohne ISIN-Code. 

Tabelle 2.1: Wertpapierbestände mit ISIN-Code 

Daten für die Felder müssen für jedes Wertpapier nach den folgenden Bestim­
mungen gemeldet werden: 

1. Daten für das Feld 1 müssen gemeldet werden. 

2. Wenn die betreffende NZB nicht direkt Daten über Transaktionen auf der 
Basis von einzelnen Wertpapieren erhebt, müssen Daten für zwei der drei 
Felder 2, 3 und 4 gemeldet werden (d. h. Felder 2 und 3, Felder 2 und 4 
oder Felder 3 und 4). Wenn Daten für Feld 3 erhoben werden, müssen auch 
Daten für Feld 3b erhoben werden. 

3. Wenn die betreffende NZB direkt Daten über Transaktionen auf der Basis von 
Einzelwertpapiermeldungen erhebt, müssen Daten auch für die folgenden Fel­
der gemeldet werden: 

a) Feld 5 oder Felder 6 und 7, und 

b) Feld 4 oder Felder 2 und 3. 

4. Die betreffende NZB kann von den Berichtspflichtigen auch verlangen, Daten 
für die Felder 8, 9, 10 und 11 zu melden. 

5. Die betreffende NZB stellt sicher, dass die auf den zur Verfügung gestellten 
Daten basierende Erfassung 95 % der Wertpapiere mit ISIN-Codes beinhaltet; 
es wird jedoch nicht von ihr verlangt, den Kreis der Berichtspflichtigen nach 
Gesamtaktiva zu erweitern, wenn Ausnahmeregelungen gemäß Artikel 7 ge­
währt werden. 

Feld Titel 

1 ISIN-Code 

2 Stückzahl oder aggregierter Nominalwert 

3 Preis 

3b Quotierungsbasis 

4 Gesamtbetrag zum Marktwert 

5 Finanztransaktionen 

6 Gekaufte (Aktiva) oder emittierte (Passiva) Wertpapiere 

7 Veräußerte (Aktiva) oder getilgte (Passiva) Wertpapiere 

8 Währung des Wertpapiers 

9 Sonstige Volumenänderungen zum Nennwert 

10 Sonstige Volumenänderungen zum Marktwert 

11 Wertpapieranlagen oder Direktinvestitionen 

▼B 
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Tabelle 2.2: Wertpapierbestände ohne ISIN-Code 

Daten für die Felder müssen entweder: a) für jedes Wertpapier, oder b) durch 
Zusammenfassung mehrerer Wertpapiere in einer Position gemeldet werden. 

Für a) gelten die folgenden Bestimmungen: 

1. Daten für die Felder 1, 12, 13, 14, 15 und 17 müssen gemeldet werden. 

2. Wenn die betreffende NZB nicht direkt Daten über Transaktionen auf der 
Basis von einzelnen Wertpapieren erhebt, müssen Daten für zwei der drei 
Felder 2, 3 und 4 gemeldet werden (d. h. Felder 2 und 3, Felder 2 und 4 
oder Felder 3 und 4). 

3. Wenn die betreffende NZB direkt Daten über Transaktionen auf der Basis von 
Einzelwertpapiermeldungen erhebt, müssen Daten auch für die folgenden Fel­
der gemeldet werden: 

a) Feld 5 oder Felder 6 und 7, und 

b) Feld 4 oder Felder 2 und 3. 

4. Wenn Daten für Feld 3 erhoben werden, müssen auch Daten für Feld 3b 
erhoben werden. 

5. Die betreffende NZB kann von den Berichtspflichtigen auch verlangen, Daten 
für die Felder 3b, 8, 9, 10 und 11 zu melden. 

Für b) gelten die folgenden Bestimmungen: 

1. Daten für die Felder 4, 12, 13, 14 und 15 müssen gemeldet werden. 

2. Daten für Feld 5 oder für die Felder 10 und 16 müssen gemeldet werden. 

3. Die betreffende NZB kann von den Berichtspflichtigen auch verlangen, Daten 
für die Felder 8, 9 und 11 zu melden. 

Feld Titel 

1 Wertpapierkennnummer 

2 Stückzahl oder aggregierter Nominalwert 

3 Preis 

3b Quotierungsbasis 

4 Gesamtbetrag zum Marktwert 

5 Finanztransaktionen 

6 Gekaufte (Aktiva) oder emittierte (Passiva) Wertpapiere 

7 Veräußerte (Aktiva) oder getilgte (Passiva) Wertpapiere 

8 Währung des Wertpapiers 

9 Sonstige Volumenänderungen zum Nennwert 

10 Sonstige Volumenänderungen zum Marktwert 

11 Wertpapieranlagen oder Direktinvestitionen 

▼B 
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Feld Titel 

12 Instrument: 

— Schuldverschreibungen (F.3) 

— Anteilsrechte (F.51) 

— davon: börsennotierte Aktien (F.511) 

— davon: nicht börsennotierte Aktien (F.512) 

— davon: sonstige Anteilsrechte (F.519) 

— Investmentfondsanteile (F.52) 

— davon: Anteile an Geldmarktfonds (F.521) 

— davon: Anteile an Investmentfonds ohne Geldmarktfonds 
(F.522) 

13 Ausgabedatum und Fälligkeitsdatum für Schuldverschreibun­
gen. Alternativ Aufgliederung nach Laufzeiten wie folgt: 
Ursprungslaufzeit bis zu 1 Jahr, 1 Jahr bis zu 2 Jahren, 
über 2 Jahre und Restlaufzeit bis zu 1 Jahr, 1 Jahr bis zu 
2 Jahren, 2 bis zu 5 Jahren, über 5 Jahre. 

14 Sektor oder Teilsektor des Emittenten: 

— Zentralbank (S.121) 

— Kreditinstitute (ohne die Zentralbank) (S.122) 

— Geldmarktfonds (S.123) 

— Investmentfonds (ohne Geldmarktfonds) (S.124) 

— Sonstige Finanzintermediäre, ohne Versicherungsgesell­
schaften und Altersvorsorgeeinrichtungen, Kredit- und 
Versicherungshilfstätigkeiten sowie firmeneigene Finan­
zierungseinrichtungen und Kapitalgeber (S.125, S. 126 + 
S.127) 

— Versicherungsgesellschaften (S.128) 

— Altersvorsorgeeinrichtungen (S.129) 

— Nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften (S.11) 

— Staat (S.13) 

— Private Haushalte und private Organisationen ohne Er­
werbszweck (S.14 + S.15) ( 1 ) 

15 Land des Emittenten 

16 Bereinigungen infolge Neubewertung 

17 Splitting-Datum ( 2 ) und Splitting-Faktor ( 3 ) 

( 1 ) Die betreffende NZB kann von den tatsächlichen Berichtspflichtigen verlangen, die 
Teilsektoren „private Haushalte“ (S.14) und „private Organisationen ohne Erwerbs­
zweck“ (S.15) getrennt zu erfassen. 

( 2 ) Das Splitting-Datum ist das Datum, an dem der letzte Aktiensplit oder die letzte 
Aktienzusammenlegung erfolgt ist. Bei Aktiensplits werden bestehende Aktien auf­
gespalten; dadurch verringert sich der Aktienkurs und die Zahl der auf dem Markt 
verfügbaren Aktien steigt im gleichen Verhältnis. Bei Aktienzusammenlegungen 
steigt der Aktienkurs und die Zahl der auf dem Markt verfügbaren Aktien sinkt 
im gleichen Verhältnis. 

( 3 ) Der Splitting-Faktor berechnet sich nach der Anzahl der Aktien nach dem Split 
geteilt durch die Anzahl der Aktien vor dem Split. 

▼B 
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Tabelle 3 

Anzahl der Mitglieder von Alterssicherungssystemen 

Jährlich zu meldende Daten — Daten zum Jahresende 

Insgesamt 

davon: Bei­
tragszahler 

davon: An­
spruchsberech­

tigte 

davon: Leis­
tungsempfänger 

Anzahl der 
Mitglieder 

▼B 
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ANHANG II 

BESCHREIBUNGEN 

TEIL 1 

Beschreibungen der Instrumentenkategorien 

1. Diese Tabelle enthält eine detaillierte standardisierte Beschreibung der Instrumen­
tenkategorien, die von den nationalen Zentralbanken (NZBen) im Einklang mit der 
vorliegenden Verordnung in ihre nationalen Kategorien umgesetzt werden müs­
sen. Weder die Liste einzelner Finanzinstrumente in der Tabelle noch ihre entspre­
chenden Beschreibungen sind abschließend. Die Beschreibungen beziehen sich 
auf das durch die Verordnung (EU) Nr. 549/2013 eingerichtete Europäische Sys­
tem Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (nachfolgend das „ESVG 2010“). 

2. Bei einigen der Instrumentenkategorien sind Laufzeituntergliederungen erfor­
derlich. Diese beziehen sich auf die Ursprungslaufzeit, d. h. die feste Laufzeit 
eines Finanzinstruments bei Ausgabe, vor deren Ablauf es nicht getilgt werden 
kann, z. B. Schuldverschreibungen, oder vor deren Ablauf es nur unter Inkauf­
nahme einer Vertragsstrafe getilgt werden kann, z. B. bestimmte Einlagearten. 

3. Forderungen lassen sich danach unterscheiden, ob sie börsengängig sind oder 
nicht. Eine Forderung gilt als börsengängig, wenn das Eigentum an ihr durch 
Übergabe oder Indossierung problemlos von einer Einheit auf die andere 
übertragen oder wenn sie wie im Fall von Finanzderivaten am Markt ver­
rechnet werden kann. Obwohl alle Instrumente potenziell gehandelt werden 
können, müssen börsengängige Instrumente auf einen möglichen Handel an 
einer organisierten Börse oder im Freiverkehr ausgelegt sein, auch wenn der 
Nachweis eines tatsächlichen Handels nicht erforderlich ist. 

Tabelle A 

Beschreibung der Instrumentenkategorien der Aktiva und Passiva von Altersvorsorgeeinrichtungen 

AKTIVA 

Instrumentenkategorie Beschreibung der Hauptmerkmale 

1. Bargeld und Einlagen Bestände an in Umlauf befindlichen Euro- und Nicht-Euro-Banknoten und Münzen, die 
üblicherweise als Zahlungsmittel verwendet werden und den von den Altersvorsorgeein­
richtungen bei monetären Finanzinstituten (MFIs) platzierten Einlagen. Sie können täg­
lich fällige Einlagen, Einlagen mit vereinbarter Laufzeit und Einlagen mit vereinbarter 
Kündigungsfrist sowie Forderungen aus Reverse-Repos oder Wertpapierleihgeschäften 
gegen Barmittel-Sicherheitsleistung umfassen (dies gilt nur, wenn der Geschäftspartner 
ein Kreditinstitut ist (Nummer 5.130 des ESVG 2010)). 

1.1 Übertragbare Einlagen Übertragbare Einlagen sind Einlagen, die unmittelbar auf Verlangen übertragbar sind, 
um Zahlungen gegenüber anderen Wirtschaftssubjekten durch üblicherweise genutzte 
Zahlungsmittel wie Überweisungen und Lastschriften, möglicherweise auch durch 
Kredit- oder Debitkarten, E-Geld-Transaktionen, Schecks oder ähnliche Mittel zu leis­
ten, und zwar ohne nennenswerte Verzögerung, Einschränkung oder Vertragsstrafe. 
Einlagen, die ausschließlich für die Barabhebung genutzt werden können, bzw. Ein­
lagen, aus denen Mittel nur durch ein anderes Konto desselben Inhabers abgehoben 
oder übertragen werden können, sind keine übertragbaren Einlagen. 

2. Schuldverschreibungen Bestände an Schuldverschreibungen, die börsengängige Finanzinstrumente sind und die 
als Schuldtitel dienen, werden in der Regel an Sekundärmärkten gehandelt. Sie können 
auch am Markt verrechnet werden und räumen dem Inhaber keine Eigentumsrechte am 
Emissionsinstitut ein. 

Diese Kategorie umfasst: 

— Bestände an Wertpapieren, die dem Inhaber das uneingeschränkte Recht auf ein 
festes oder vertraglich vereinbartes Einkommen in Form von Kuponzahlungen 
und/oder einem angegebenen festen Betrag zu einem bestimmten Tag oder bestimm­
ten Tagen oder ab einem zum Zeitpunkt der Emission festgelegten Tag einräumen; 

— Kredite, die auf einem organisierten Markt börsengängig geworden sind, sofern es 
Hinweise für einen Handel auf Sekundärmärkten gibt. Diese umfassen u. a. das 
Vorhandensein von Market-Makern und die häufige Bepreisung der Forderung, 
wie sie in der Geld-Brief-Spanne zum Ausdruck kommt. Werden diese Kriterien 
nicht erfüllt, sollten sie unter der Kategorie 3 „Kredite“ ausgewiesen werden (siehe 
auch „handelbare Kredite“ in derselben Kategorie); 
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Instrumentenkategorie Beschreibung der Hauptmerkmale 

— nachrangige Forderungen in Form von Schuldverschreibungen (siehe auch „nach­
rangige Forderungen in Form von Krediten“ in der Kategorie 3 „Kredite“). 

Wertpapiere, die im Rahmen von Wertpapierleihgeschäften übertragen oder im Rahmen 
von Rückkaufvereinbarungen verkauft werden, werden weiterhin in der Bilanz des 
ursprünglichen Kreditnehmers ausgewiesen (und nicht in der Bilanz des vorübergehen­
den Erwerbers erfasst), wenn eine feste Verpflichtung zur umgekehrten Abwicklung des 
Geschäfts und nicht nur eine bloße Option hierauf besteht. Verkauft der vorübergehende 
Erwerber die übernommenen Wertpapiere weiter, so muss dieser Verkauf als direktes 
Wertpapiergeschäft erfasst und in der Bilanz des vorübergehenden Erwerbers als nega­
tive Position im Wertpapierportfolio ausgewiesen werden. 

3. Kredite Für die Zwecke des Berichtssystems besteht diese Kategorie aus Mitteln, welche die 
Altersvorsorgeeinrichtungen Schuldnern ausgeliehen haben, oder Krediten, die von Al­
tersvorsorgeeinrichtungen erworben wurden, und die in einem nicht begebbaren Titel 
oder gar nicht verbrieft sind. 

Sie beinhaltet die folgenden Positionen: 

— Bestände an nicht börsenfähigen Wertpapieren: Bestände an Schuldverschreibungen, 
die nicht börsenfähig sind und nicht an Sekundärmärkten gehandelt werden können; 

— handelbare Kredite: De facto handelbar gewordene Kredite werden unter der Kategorie 
„Kredite“ ausgewiesen, sofern es keine Hinweise für einen Handel am Sekundärmarkt 
gibt. Andernfalls werden sie als Schuldverschreibungen (Kategorie 2) ausgewiesen; 

— nachrangige Forderungen in Form von Krediten: Nachrangige Schuldtitel verschaffen 
der emittierenden Institution einen subsidiären Forderungsanspruch, der nur geltend 
gemacht werden kann, wenn sämtliche vorrangigen Forderungen befriedigt worden sind, 
was ihnen einige Merkmale von Dividendenwerten und Beteiligungen verleiht. Für 
statistische Zwecke werden nachrangige Forderungen je nach Art des Instruments ent­
weder als „Kredite“ oder „Schuldverschreibungen“ ausgewiesen. In Fällen, in denen 
Bestände an sämtlichen Formen von nachrangigen Forderungen einer Altersvorsorgeein­
richtung für statistische Zwecke als ein Einzelwert ermittelt werden, ist dieser Wert unter 
der Kategorie „Schuldverschreibungen“ auszuweisen, weil nachrangige Forderungen 
hauptsächlich in Form von Schuldverschreibungen und nicht in Form von Krediten 
vorkommen; 

— Forderungen aus Reverse-Repos oder Wertpapierleihgeschäften gegen Barmittel-Sicherheits­
leistung (dies gilt nur, wenn der Geschäftspartner ein Kreditinstitut ist (Nummer 5.130 des 
ESVG 2010)): Gegenwert der von den Berichtspflichtigen zu einem gegebenen Preis ge­
kauften Wertpapiere mit der festen Verpflichtung, dieselben oder ähnliche Wertpapiere zu 
einem festen Preis an einem festgelegten Tag in der Zukunft weiterzuveräußern, oder im 
Rahmen einer Wertpapierleihe gegen Barmittel-Sicherheitsleistung ausgezahlten Barmitteln. 

Diese Kategorie enthält keine Aktiva in Form von Einlagen der Altersvorsorgeeinrich­
tungen (die in Kategorie 1 enthalten sind). 

4. Anteilsrechte Finanzielle Aktiva, die Eigentumsrechte an Kapitalgesellschaften oder Quasi-Kapitalgesellschaf­
ten verbriefen. Solche finanziellen Aktiva räumen den Inhabern in der Regel den Anspruch auf 
einen Anteil an den Gewinnen der Kapitalgesellschaft oder Quasi-Kapitalgesellschaft und einen 
Anteil an ihrem Nettovermögen bei Liquidation ein. 

Die Kategorie umfasst börsennotierte und nicht börsennotierte Aktien sowie sonstige Anteils­
rechte. 

Anteilsrechte, die im Rahmen von Wertpapierleihgeschäften übertragen oder im Rahmen von 
Rückkaufvereinbarungen verkauft werden, werden nach der Kategorie 2 „Schuldverschreibun­
gen“ behandelt. 

4.1 Börsennotierte Aktien An einer Börse notierte Anteilsrechte in Form von Aktien. Die Börsen können amtliche 
Börsen oder alle anderen Sekundärmärkte sein. Börsennotierte Aktien werden auch als 
quotierte Aktien bezeichnet. 

4.2 Nicht börsennotierte Ak­
tien 

Nicht börsennotierte Aktien sind nicht an einer Börse notierte Anteilspapiere. 

4.3 Sonstige Anteilsrechte Die sonstigen Anteilsrechte umfassen alle Formen von Anteilsrechten außer den bör­
sennotierten Aktien und den nicht börsennotierten Aktien. 

5. Investmentfondsanteile Diese Kategorie umfasst Bestände an von Geldmarktfonds und von Investmentfonds 
ohne Geldmarktfonds (d. h. Investmentfonds, die keine Geldmarktfonds sind) begebe­
nen Anteilen. 
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Instrumentenkategorie Beschreibung der Hauptmerkmale 

5.1 Geldmarktfondsanteile Bestände an von Geldmarktfonds begebenen Anteilen wie in Artikel 2 der Verord­
nung (EU) Nr. 1071/2013 (EZB/2013/33) definiert. 

5.2 Nicht-Geldmarktfonds­
anteile 

Bestände an von Investmentfonds ohne Geldmarktfonds begebenen Anteilen wie in 
Artikel 1 der Verordnung (EU) Nr. 1073/2013 (EZB/2013/38) definiert. 

6. Rückstellungen von Al­
tersvorsorgeeinrichtungen 

Diese Kategorie umfasst: 

— Forderungen von Altersvorsorgeeinrichtungen gegenüber Trägern von Alterssiche­
rungssystemen im Sinne von Nummer 5.186 und 17.78 des ESVG 2010, 

— Finanzielle Forderungen von Altersvorsorgeeinrichtungen gegenüber Rückversiche­
rungsgesellschaften im Zusammenhang mit Ansprüchen privater Haushalte aus 
Rückstellungen bei Altersvorsorgeeinrichtungen (Rückversicherungsforderungen) 

7. Finanzderivate Finanzderivate sind Finanzinstrumente, die an ein bestimmtes Finanzinstrument, einen 
Indikator oder eine Ware gebunden sind, wodurch bestimmte finanzielle Risiken als 
solche an den Finanzmärkten gehandelt werden können. 

Diese Kategorie umfasst: 

— Optionen, 

— Optionsscheine, 

— Termingeschäfte, 

— Terminkontrakte, 

— Swaps, 

— Kreditderivate. 

Finanzderivate werden zum Marktwert in der Bilanz auf Bruttobasis ausgewiesen. Ein­
zelne Derivatekontrakte mit positivem Marktwert werden auf der Aktivseite der Bilanz 
ausgewiesen, während Kontrakte mit negativem Marktwert auf der Passivseite der Bi­
lanz erscheinen. 

Zukünftige Bruttoverbindlichkeiten aus Derivatekontrakten werden nicht in der Bilanz 
ausgewiesen. 

Finanzderivate können auch auf Nettobasis gemäß unterschiedlichen Bewertungsmetho­
den ausgewiesen werden. Sind nur Nettopositionen verfügbar oder werden Positionen 
anders als zum Marktwert ausgewiesen, werden diese Positionen stattdessen gemeldet. 

Diese Kategorie beinhaltet nicht Finanzderivate, die gemäß den nationalen Vorschriften 
nicht in der Bilanz ausgewiesen werden müssen. 

8. Sonstige Forderungen/ 
Verbindlichkeiten 

Dies ist die Restposition der Aktivseite der Bilanz, definiert als „Aktiva, die nicht an 
anderer Stelle ausgewiesen werden“. Die NZBen können die Meldung von bestimmten 
in dieser Kategorie enthaltenen Unterkategorien verlangen wie zum Beispiel: 

— Dividendenforderungen, 

— Forderungen aus aufgelaufenen Zinsen auf Einlagen, 

— Forderungen aus aufgelaufenen Zinsen auf Kredite, 

— Forderungen aus aufgelaufenen Zinsen auf Schuldverschreibungen, 

— aufgelaufene Mietzinsforderungen, 

— Forderungen, die nicht aus dem Hauptgeschäft der Altersvorsorgeeinrichtung stam­
men. 

9. Nichtfinanzielle 
Vermögenswerte 

Materielle oder immaterielle Vermögenswerte, die keine finanziellen Aktiva sind. 

Diese Kategorie umfasst Wohnungen, Nichtwohnbauten, Ausrüstung und Maschinen, 
Wertgegenstände sowie geistiges Eigentum etwa an Computersoftware und Datenban­
ken. 
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PASSIVA 

Instrumenten-kategorie Beschreibung der Hauptmerkmale 

10. Aufgenommene Kredite Beträge, die die Altersvorsorgeeinrichtung Gläubigern schuldet, mit Ausnahme von 
Beträgen aus der Ausgabe von börsenfähigen Wertpapieren. Diese Kategorie beinhaltet 

— Kredite: Kredite, die Altersvorsorgeeinrichtungen gewährt werden und die entweder 
in einem nicht begebbaren Titel oder gar nicht verbrieft sind, 

— Repo- und repoähnliche Geschäfte gegen Barmittel-Sicherheitsleistung: der Gegen­
wert der von der Altersvorsorgeeinrichtung zu einem gegebenen Preis verkauften 
Wertpapiere unter der festen Verpflichtung, dieselben (oder ähnliche) Wertpapiere 
zu einem festen Preis an einem festgelegten Tag in der Zukunft zurückzukaufen. 
Mittel, die von der Altersvorsorgeeinrichtung gegen Übertragung von Wertpapieren 
auf Dritte (der „vorübergehende Erwerber“) entgegengenommen werden, sind hier 
auszuweisen, wenn eine feste Verpflichtung zur umgekehrten Abwicklung des Ge­
schäfts besteht und nicht nur eine bloße Option hierauf. Dies beinhaltet, dass die 
Altersvorsorgeeinrichtung alle Risiken und Erträge an den zugrunde liegenden Wert­
papieren während der Laufzeit des Geschäfts behält, 

— erhaltene Barmittel-Sicherheitsleistung gegen Wertpapierleihe: erhaltene Beträge für vorü­
bergehend in Form von Wertpapierleihgeschäften gegen Barmittel-Sicherheitsleistung an 
Dritte übertragene Wertpapiere; 

— erhaltene Barmittel-Sicherheitsleistung bei Geschäften der vorübergehenden Über­
tragung von Goldbeständen gegen Sicherheitsleistung. 

11. Ausgegebene Schuldver­
schreibungen 

Wertpapiere außer Dividendenwerten und Beteiligungen, die von Altersvorsorgeeinrich­
tungen ausgegeben werden; diese sind in der Regel börsenfähige Finanzinstrumente und 
werden an Sekundärmärkten gehandelt oder können am Markt verrechnet werden, räu­
men dem Inhaber aber keine Eigentumsrechte am Emissionsinstitut ein. 

12. Anteilsrechte Siehe Kategorie 4. 

13. Technische Rückstellun­
gen 

Der Kapitalbetrag, den die Altersvorsorgeeinrichtung hält, um die künftigen Leistungs­
ansprüche ihrer Mitglieder zu erfüllen. 

13.1 davon: Ansprüche ge­
genüber Alterssiche­
rungssystemen 

Kapitalbetrag, den die Altersvorsorgeeinrichtung hält, um die künftigen Leistungs­
ansprüche der Mitglieder ihrer Alterssicherungssysteme zu erfüllen. 

Ansprüche gegenüber 
Alterssicherungssyste­
men, darunter Systeme 
mit Beitragszusagen 

Kapitalbetrag, den die Altersvorsorgeeinrichtung hält, um die künftigen Leistungs­
ansprüche der Mitglieder ihres Systems mit Beitragszusagen zu erfüllen. 

In einem System mit Beitragszusagen hängen die ausgezahlten Leistungen von der 
Entwicklung der durch die Pensionseinrichtung erworbenen Vermögenswerte ab. Die 
Verbindlichkeit eines Systems, das auf den eingezahlten Beiträgen basiert, ist gleich 
dem jeweiligen Marktwert der Aktiva des Alterssicherungssystems. 

Ansprüche gegenüber 
Alterssicherungssyste­
men, darunter Systeme 
mit Leistungszusagen 

Kapitalbetrag, den die Altersvorsorgeeinrichtung hält, um die künftigen Leistungs­
ansprüche der Mitglieder ihres Systems mit Leistungszusagen zu erfüllen. 

In einem System mit Leistungszusagen richtet sich die Höhe der den teilnehmenden 
Arbeitnehmern zugesicherten Alterssicherungsleistungen nach einer im Voraus verein­
barten Formel. Die Verbindlichkeit eines Alterssicherungssystems mit Leistungszusagen 
ist gleich dem Gegenwartswert der zugesagten Leistungen. 

Fiktive Systeme mit Beitragszusage und Hybridmodelle werden den Systemen mit 
Leistungszusagen (Nummer 17.59 ESVG 2010) zugerechnet. Ein fiktives System mit 
Beitragszusage ähnelt einem System mit Beitragszusage, garantiert jedoch eine Mindest­
leistung. Hybridmodelle sind Systeme, die sowohl das Element „Leistungszusage“ als 
auch das Element „Beitragszusage“ enthalten. Eine Einstufung als Hybridmodell erfolgt 
entweder, weil Rückstellungen für Leistungszusagen und Beitragszusagen gleicherma­
ßen vorhanden sind oder weil das Modell zugleich ein fiktives System mit Beitrags­
zusagen und eine Rückstellung für Leistungszusagen oder Beitragszusagen einschließt. 

13.2 Ansprüche von Alters­
vorsorgeeinrichtungen 
an die Träger von Al­
terssicherungssystemen 

Siehe Kategorie 6. 
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Instrumenten-kategorie Beschreibung der Hauptmerkmale 

13.3 Ansprüche auf andere 
Leistungen als Alters­
sicherungsleistungen 

Der Überschuss der Nettobeiträge über die Leistungen stellt eine Erhöhung der Ver­
bindlichkeit des Versicherungssystems gegenüber den Leistungsempfängern dar (im 
Sinne von Nummer 5.187 des ESVG 2010). 

14. Finanzderivate Siehe Kategorie 7. 

15. Sonstige Forderungen/ 
Verbindlichkeiten 

Dies ist die Restposition auf der Passivseite der Bilanz, definiert als „Passiva, die nicht 
an anderer Stelle ausgewiesen werden“. Die NZBen können die Meldung von bestimm­
ten in dieser Kategorie enthaltenen Unterkategorien verlangen wie zum Beispiel: 

— Verbindlichkeiten, die nicht aus dem Hauptgeschäft der Altersvorsorgeeinrichtung 
stammen, d. h. Verbindlichkeiten gegenüber Lieferanten, Steuern, Löhne und Ge­
hälter, Sozialabgaben usw., 

— Rückstellungen für Verbindlichkeiten gegenüber Dritten, d. h. Pensionen, Dividen­
den usw., 

— Nettopositionen aus Wertpapierleihgeschäften ohne Barmittel-Sicherheitsleistung, 

— Nettobeträge, die bei der zukünftigen Abwicklung von Wertpapiergeschäften zu 
zahlen sind, 

— Verbindlichkeiten aus aufgelaufenen Zinsen auf Kredite. 

16. Reinvermögen Dies ist der Ausgleichsposten einer Bilanz (B.90) (Nummer 7.02 des ESVG 2010). Die 
Aktiva und Passiva in der Vermögensbilanz sind zu adäquaten Preisen — in der Regel 
zu den am Bilanzstichtag geltenden Marktpreisen — zu bewerten. In einem System mit 
Leistungszusagen richtet sich die Höhe der den teilnehmenden Arbeitnehmern zugesi­
cherten Alterssicherungsleistungen dagegen nach einer im Voraus vereinbarten Formel. 
Die Verbindlichkeit eines Alterssicherungssystems mit Beitragszusagen ist gleich dem 
Gegenwartswert der zugesagten Leistungen. Daher kann das Reinvermögen eines Al­
terssicherungssystems mit Beitragszusagen einen anderen Wert als Null haben. 

In einem System mit Beitragszusagen hängen die ausgezahlten Leistungen von der 
Entwicklung der durch das Alterssicherungssystem erworbenen Vermögenswerte ab. 
Die Verbindlichkeit eines Systems, das auf den eingezahlten Beiträgen basiert, ist gleich 
dem jeweiligen Marktwert der Aktiva des Alterssicherungssystems. Das Reinvermögen 
des Alterssicherungssystems ist grundsätzlich gleich null. 

TEIL 2 

Beschreibungen der Attribute für einzelne Wertpapiere 

Tabelle B 

Beschreibungen der Attribute für einzelne Wertpapiere 

Feld Beschreibung 

Wertpapierkennnummer Ein Code, der ein Wertpapier eindeutig kennzeichnet, der den Weisungen der NZB 
unterliegt (z. B. NZB-Identifikationsnummer, CUSIP, SEDOL). Dieser Code muss über 
die Zeit einheitlich bleiben. 

Stückzahl oder aggregierter 
Nominalwert 

Stückzahl eines Wertpapiers oder aggregierter Nominalwert, sofern das Wertpapier in 
Beträgen anstatt in Einheiten gehandelt wird, ausgenommen aufgelaufener Zinsen. 

Preis Marktpreis je Einheit eines Wertpapiers oder Prozentsatz des aggregierten Nominal­
betrags, sofern das Wertpapier in Beträgen anstatt in Einheiten gehandelt wird. NZBen 
können auch die aufgelaufenen Zinsen unter dieser Position verlangen. 

Quotierungsbasis Gibt an, ob das Wertpapier in Prozent oder in Einheiten notiert ist. 
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Feld Beschreibung 

Gesamtbetrag Gesamtmarktwert eines Wertpapiers. Bei Wertpapieren, die in Einheiten gehandelt wer­
den, entspricht dieser Betrag der Zahl der Wertpapiere multipliziert mit dem Preis je 
Einheit. Bei Wertpapieren, die in Beträgen anstatt in Einheiten gehandelt werden, ent­
spricht dieser Betrag dem aggregierten Nominalbetrag, der mit dem Preis (ausgedrückt 
als Prozentsatz des Nominalbetrags) multipliziert wird. 

Die NZBen müssen grundsätzlich die Meldung aufgelaufener Zinsen entweder unter 
dieser Position oder separat verlangen. Allerdings können NZBen nach freiem Ermessen 
Daten, ausgenommen aufgelaufener Zinsen, verlangen. 

Finanztransaktionen Die Summe der Käufe abzüglich der Summe der Verkäufe (Wertpapiere auf der Ak­
tivseite) oder Absatz abzüglich der Tilgungen (Wertpapiere auf der Passivseite) eines 
Wertpapiers erfasst zum Transaktionswert in Euro. 

Gekaufte (Aktiva) oder emit­
tierte (Passiva) Wertpapiere 

Die Summe der Käufe (Wertpapiere auf der Aktivseite) oder Absatz (Wertpapiere auf 
der Passivseite) eines Wertpapiers erfasst zum Transaktionswert. 

Veräußerte (Aktiva) oder ge­
tilgte (Passiva) Wertpapiere 

Die Summe der Verkäufe (Wertpapiere auf der Aktivseite) oder Tilgungen (Wertpapiere 
auf der Passivseite) eines Wertpapiers erfasst zum Transaktionswert. 

Währung des Wertpapiers ISO-Code oder Gegenwert der Währung, um den Preis und/oder den ausstehenden 
Betrag des Wertpapiers auszudrücken. 

Sonstige Volumenänderun­
gen zum Nennwert 

Sonstige Volumenänderungen der gehaltenen Wertpapiere zum Nominalwert in nomi­
naler Währung/Einheit oder Euro. 

Sonstige Volumenänderun­
gen zum Marktwert 

Sonstige Volumenänderungen der gehaltenen Wertpapiere zum Marktwert in Euro. 

Wertpapieranlagen oder Di­
rektinvestitionen 

Die Funktion der Investition gemäß ihrer Klassifikation in den Zahlungsbilanzstatisti­
ken ( 1 ). 

Land des Emittenten Die Gebietsansässigkeit des Emittenten. Bei Investmentfondsanteilen bezieht sich das 
Land des Emittenten auf den Ort, in dem der Investmentfonds gebietsansässig ist, und 
nicht auf die Gebietsansässigkeit des Fondsmanagers. 

( 1 ) Leitlinie EZB/2011/23 der Europäischen Zentralbank vom 9. Dezember 2011 über die statistischen Berichtsanforderungen der 
Europäischen Zentralbank im Bereich der außenwirtschaftlichen Statistiken (ABl. L 65 vom 3.3.2012, S. 1). 

TEIL 3 

Angaben zur Anzahl der Mitglieder von Alterssicherungssystemen 

Tabelle C 

Angaben zur Anzahl der Mitglieder von Alterssicherungssystemen 

Kategorie Beschreibung 

1. Anzahl der Mitglieder von 
Alterssicherungssystemen 
(insgesamt) 

Die Gesamtzahl der Mitglieder von Alterssicherungssystemen. Dieser Wert entspricht 
der Summe der Beitragszahler, Anspruchsberechtigten und Leistungsempfänger. 

Siehe Kategorien 2, 3 und 4. 

2. davon: Beitragszahler Anzahl der Beitragszahler des Alterssicherungssystems. 

Beitragszahler sind Mitglieder eines Alterssicherungssystems, die Beiträge einzahlen 
(und/oder für die Beiträge geleistet werden) und Aktiva erwerben oder in der Ver­
gangenheit erworben haben und sich noch nicht im Ruhestand befinden. 
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Kategorie Beschreibung 

3. davon: Anspruchsberech­
tigte 

Anzahl der Anspruchsberechtigten des Alterssicherungssystems. 

Anspruchsberechtigte Mitglieder sind Mitglieder eines Alterssicherungssystems, die 
keine Beiträge mehr einzahlen oder Leistungen im Rahmen des Systems erwerben, 
aber noch keine Leistungen aus dem Alterssicherungssystem erhalten. 

4. davon: Leistungsempfän­
ger 

Anzahl der Leistungsempfänger des Alterssicherungssystems. 

Ein Leistungsempfänger sind Mitglieder eines Alterssicherungssystems, die keine Bei­
träge mehr einzahlen oder Leistungen im Rahmen des Systems erwerben und bereits 
Leistungen aus dem Alterssicherungssystem erhalten. 

TEIL 4 

Beschreibungen nach Sektoren 

Das ESVG 2010 enthält die Normen für die Sektoreneinteilung. Tabelle D enthält 
eine detaillierte Beschreibung der Sektoren, die von den NZBen gemäß der vor­
liegenden Verordnung in ihre nationalen Einteilungen umgewandelt werden müs­
sen. Die in Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets gebietsansässigen Geschäfts­
partner werden nach ihrer Zugehörigkeit zu dem jeweiligen Sektor im Einklang mit 
den für statistische Zwecke von der Europäischen Zentralbank (EZB) geführten 
Listen und dem Leitfaden für die statistische Zuordnung von Geschäftspartnern im 
Handbuch der EZB zur Sektorenklassifizierung („Monetary Financial Institutions 
and Markets Statistics Sector Manual: Guidance for the statistical classification of 
customers“) ermittelt. 

Tabelle D 

Beschreibungen nach Sektoren 

Sektor Beschreibung 

1. MFIs MFIs im Sinne von Artikel 1 der Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 (EZB/2013/33). 
Dieser Sektor umfasst NZBen (S.121), Kreditinstitute im Sinne des Unionsrechts, Geld­
marktfonds, andere Finanzinstitute, deren Geschäftstätigkeit darin besteht, Einlagen 
bzw. Einlagensubstitute im engeren Sinne von anderen Rechtssubjekten als MFIs ent­
gegenzunehmen und Kredite auf eigene Rechnung, zumindest im wirtschaftlichen Sin­
ne, zu gewähren und/oder in Wertpapieren zu investieren, sowie E-Geld-Institute, deren 
Hauptfunktion darin besteht, finanzielle Mittlertätigkeiten in Form der Ausgabe von 
elektronischem Geld auszuüben (S.122). 

2. Öffentliche Haushalte Der Sektor Öffentliche Haushalte (Staat) (S.13) umfasst institutionelle Einheiten, die zu 
den Nichtmarktproduzenten zählen, deren Produktionswert für den Individual- und den 
Kollektivkonsum bestimmt ist, und die sich mit Zwangsabgaben von Einheiten anderer 
Sektoren finanzieren, und institutionelle Einheiten, deren Hauptfunktion darin besteht, 
die Einkommen und Vermögen umzuverteilen (Nummern 2.111 bis 2.113 des ESVG 
2010). 

3. Sonstige Finanzinterme­
diäre, ohne Versiche­
rungsgesellschaften und 
Altersvorsorgeeinrichtun­
gen + Kredit- und Ver­
sicherungshilfstätigkeiten 
+ firmeneigene Finanzie­
rungseinrichtungen und 
Kapitalgeber 

Der Teilsektor Sonstige Finanzintermediäre, ohne Versicherungsgesellschaften und Al­
tersvorsorgeeinrichtungen (S.125), umfasst alle finanziellen Kapitalgesellschaften und 
Quasi-Kapitalgesellschaften, deren Hauptfunktion darin besteht, finanzielle Mittlertätig­
keiten auszuüben, und die zu diesem Zweck Verbindlichkeiten eingehen, die nicht die 
Form von Zahlungsmitteln, Einlagen (oder Einlagensubstituten im engeren Sinne) und 
Investmentfondsanteilen haben oder in Zusammenhang mit Versicherungs-, 
Alterssicherungs- und Standardgarantie-Systemen anderer institutioneller Einheiten be­
stehen. Finanzielle Mantelkapitalgesellschaften im Sinne der Verordnung (EU) 
Nr. 1075/2013 (EZB/2013/40) gehören zu diesem Teilsektor (Nummern 2.86 bis 2.94 
des ESVG 2010). 

Der Teilsektor Kredit- und Versicherungshilfstätigkeiten (S.126) besteht aus allen finan­
ziellen Kapitalgesellschaften und Quasi-Kapitalgesellschaften, die in ihrer Hauptfunk­
tion eng mit den finanziellen Mittlertätigkeiten verbundene Tätigkeiten ausüben, die 
jedoch selbst keine Finanzintermediäre sind. Dieser Teilsektor umfasst auch Hauptver­
waltungen, deren Tochterunternehmen, alle oder überwiegend finanzielle Kapitalgesell­
schaften sind (Nummern 2.95 bis 2.97 des ESVG 2010). 
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Sektor Beschreibung 

Der Teilsektor Firmeneigene Finanzierungseinrichtungen und Kapitalgeber (S.127) be­
steht aus allen finanziellen Kapitalgesellschaften und Quasi-Kapitalgesellschaften, die 
weder finanzielle Mittlertätigkeiten noch Kredit- oder Versicherungshilfstätigkeiten aus­
üben und bei denen entweder ihre Forderungen oder ihre Verbindlichkeiten meist nicht 
am freien Markt gehandelt werden. Dieser Teilsektor umfasst Holdinggesellschaften, die 
eine Kontrollmehrheit an den Anteilsrechten einer Gruppe von Tochterunternehmen 
halten und deren Hauptfunktion darin besteht, Eigentümer dieser Gruppe zu sein, 
ohne andere Dienstleistungen für die Unternehmen, deren Anteilsrechte sie halten, zu 
erbringen, d. h., sie haben keine Funktion in der Verwaltung oder im Management 
anderer Einheiten (Nummern 2.98 und 2.99 des ESVG 2010). 

4. Investmentfonds (ohne 
Geldmarktfonds) 

Investmentfonds im Sinne von Artikel 1 der Verordnung (EU) Nr. 1073/2013 (EZB/ 
2013/38). Dieser Teilsektor umfasst alle Investmentfonds ohne Geldmarktfonds, die in 
finanzielle und/oder nichtfinanzielle Vermögenswerte investieren, soweit sie das Ziel 
verfolgen, vom Publikum bereitgestelltes Kapital anzulegen (S.124). 

5. Versicherungsgesellschaf­
ten 

Versicherungsgesellschaften (S.128) im Sinne von Artikel 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 1374/2014 (EZB/2014/50). 

6. Altersvorsorgeeinrichtun­
gen 

Altersvorsorgeeinrichtungen im Sinne von Artikel 1 dieser Verordnung (S.129). 

6.1 Träger von Alterssiche­
rungssystemen 

Träger von Alterssicherungssystemen im Sinne von Artikel 1 dieser Verordnung. 

7. Nichtfinanzielle Kapital­
gesellschaften 

Der Sektor Nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften (S.11) umfasst institutionelle Einhei­
ten, die eine eigene Rechtspersönlichkeit besitzen und als Marktproduzenten in der 
Haupttätigkeit Waren und nichtfinanzielle Dienstleistungen produzieren. Dieser Sektor 
umfasst auch nichtfinanzielle Quasi-Kapitalgesellschaften (Nummern 2.45 bis 2.50 des 
ESVG 2010). 

8. Private Haushalte + pri­
vate Organisationen ohne 
Erwerbszweck 

Der Sektor Private Haushalte (S.14) besteht aus den Einzelpersonen und Gruppen von 
Einzelpersonen in ihrer Funktion als Konsumenten und in ihrer Eigenschaft als Produzenten, 
die marktbestimmte Waren produzieren und nichtfinanzielle und finanzielle Dienstleistun­
gen erbringen (Marktproduzenten), soweit die Produktion von Waren und Dienstleistungen 
nicht durch separate Einheiten, die als Quasi-Kapitalgesellschaften behandelt werden, er­
folgt. Eingeschlossen sind Personen und Personengruppen, die Waren und nichtfinanzielle 
Dienstleistungen produzieren, die ausschließlich für die eigene Endverwendung bestimmt 
sind. Der Sektor Private Haushalte umfasst Einzelunternehmen und Personengesellschaften, 
soweit sie nicht als Quasi-Kapitalgesellschaften behandelt werden, die Marktproduzenten 
sind (Nummern 2.118 bis 2.128 des ESVG 2010). 

Der Sektor Private Organisationen ohne Erwerbszweck (S.15) umfasst Organisationen ohne 
Erwerbszweck mit eigener Rechtspersönlichkeit, die als private Nichtmarktproduzenten pri­
vaten Haushalten dienen. Ihre Hauptmittel stammen aus freiwilligen Geld- oder Sachbeiträ­
gen, die private Haushalte in ihrer Eigenschaft als Konsumenten leisten, aus Zahlungen der 
öffentlichen Haushalte (Staat) sowie aus Vermögenseinkommen (Nummern 2.129 und 2.130 
des ESVG 2010). 

TEIL 5 

Beschreibung von Finanztransaktionen und Bereinigungen infolge 
Neubewertung 

1. „Finanztransaktionen“ beziehen sich auf solche Transaktionen, die auf die 
Entstehung, die Abwicklung oder den Wechsel im Eigentum an Forderungen 
oder Verbindlichkeiten zurückzuführen sind. Diese Transaktionen werden als 
Differenz zwischen den an den Meldestichtagen vorhandenen Bestandsposi­
tionen gemessen, wobei die Auswirkung von Veränderungen durch „Berei­
nigungen infolge Neubewertung“ (verursacht durch Preis- und Wechselkurs­
änderungen) und „Neuklassifizierungen und sonstige Bereinigungen“ heraus­
gerechnet wird. Die EZB benötigt statistische Daten, um Daten über Finanz­
transaktionen als Bereinigungen in Form von „Neuklassifizierungen und sons­
tige Bereinigungen“ sowie „Neubewertungen von Preisen und Wechselkur­
sen“ zu erstellen. 
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2. „Bereinigungen infolge Neubewertung“ bezieht sich auf Bewertungsänderun­
gen von Forderungen und Verbindlichkeiten, die auf Veränderungen der 
Preise der Forderungen und Verbindlichkeiten und/oder Auswirkungen der 
Wechselkurse auf den Euro-Wert von auf Fremdwährung lautenden Aktiva 
und Passiva zurückgehen. Die Bereinigung in Bezug auf Preisneubewertungen 
von Forderungen bzw. Verbindlichkeiten bezieht sich auf Bewertungsänderun­
gen von Forderungen bzw. Verbindlichkeiten, die aufgrund von Veränderun­
gen des Preises, zu dem Forderungen bzw. Verbindlichkeiten erfasst oder 
gehandelt werden, auftreten. Die Preisneubewertungen umfassen Änderungen, 
die sich im Laufe der Zeit hinsichtlich des Werts der Bestandsgrößen zum 
Ende eines Berichtszeitraums aufgrund von Änderungen hinsichtlich des Re­
ferenzwerts, zu dem sie ausgewiesen werden, ergeben, d. h. Umbewertungs­
gewinne/-verluste. Wechselkursverschiebungen gegenüber dem Euro, die zwi­
schen den Meldestichtagen zum Ende des Berichtszeitraums auftreten, ver­
ursachen Veränderungen des Werts von Fremdwährungsforderungen/-verbind­
lichkeiten, wenn diese in Euro ausgewiesen sind. Da diese Veränderungen 
Umbewertungsgewinne/-verluste darstellen und nicht auf Finanztransaktionen 
zurückzuführen sind, müssen diese aus den Transaktionsgrößen herausgerech­
net werden. Grundsätzlich enthalten „Bereinigungen infolge Neubewertungen“ 
auch Bewertungsänderungen, die aus Transaktionen in Forderungen bzw. Ver­
bindlichkeiten, d. h. realisierten Gewinnen/Verlusten resultieren; in dieser 
Hinsicht gibt es jedoch unterschiedliche nationale Gepflogenheiten. 

3. „Abschreibungen/Wertberichtigungen“ bezieht sich auf die Wertminderung 
eines in der Bilanz erfassten Kredits, wenn der Kredit als Vermögenswert 
ohne Wert (Abschreibung) oder als nicht in vollem Umfang einbringlich 
(Wertberichtigung) betrachtet wird. Zum Zeitpunkt der Veräußerung oder 
Übertragung eines Kredits auf Dritte in Ansatz gebrachte Abschreibungen/ 
Wertberichtigungen sind ebenfalls erfasst, soweit solche feststellbar sind. 
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ANHANG III 

VOM TATSÄCHLICHEN KREIS DER BERICHTSPFLICHTIGEN ZU 
ERFÜLLENDE MINDESTANFORDERUNGEN 

Berichtspflichtige müssen zur Erfüllung ihrer statistischen Berichtspflichten ge­
genüber der Europäischen Zentralbank (EZB) die folgenden Mindestanforderun­
gen einhalten. 

1. Mindestanforderungen für die Übermittlung: 

a) Die Berichterstattung muss zeitnah und innerhalb der von der zuständigen 
nationalen Zentralbank (NZB) gesetzten Fristen erfolgen; 

b) statistische Meldungen müssen Form und Format aus den von der zustän­
digen NZB erlassenen technischen Berichtsanforderungen übernehmen; 

c) die Berichtspflichtigen müssen der betreffenden NZB die Kontaktinforma­
tionen eines oder mehrerer Ansprechpartner zur Verfügung stellen; 

d) die technischen Spezifikationen für die Datenübertragung an die betref­
fende NZB müssen beachtet werden; 

e) für Meldungen auf der Basis von Einzelwertpapieren müssen die Bericht­
spflichtigen, wenn es die betreffende NZB verlangt, weitere Daten bereit­
stellen (z. B. Name des Emittenten, Datum für die Ausgabe), die zur 
Ermittlung von Wertpapieren erforderlich sind, deren Wertpapierkennzah­
len entweder fehlerhaft oder nicht öffentlich zugänglich sind. 

2. Mindeststandards für die Exaktheit 

a) Die statistischen Daten müssen korrekt sein: Die Meldungen müssen frei 
von Formalfehlern sein (z. B. muss die Addition von Zwischensummen die 
jeweilige Gesamtsumme ergeben); 

b) die Berichtspflichtigen müssen in der Lage sein, die in den übermittelten 
Zahlen zum Ausdruck kommenden Entwicklungen zu erläutern; 

c) die statistischen Daten müssen vollständig sein und dürfen keine Lücken in 
Bezug auf Kontinuität und Struktur aufweisen. Bestehende Lücken sollten 
erwähnt, der betreffenden NZB erklärt und gegebenenfalls so schnell wie 
möglich geschlossen werden; 

d) die Berichtspflichtigen müssen die von der betreffenden NZB für die tech­
nische Übermittlung der Daten vorgeschriebenen Dimensionen, Rundungs­
regeln und die Anzahl der Dezimalstellen einhalten. 

3. Mindestanforderungen für die Erfüllung der Konzepte: 

a) Die statistischen Daten müssen den Definitionen und Klassifizierungen der 
vorliegenden Verordnung entsprechen; 

b) bei Abweichungen von diesen Definitionen und Klassifizierungen müssen 
die Berichtspflichtigen den Unterschied zwischen den verwendeten und 
den in dieser Verordnung enthaltenen Kriterien regelmäßig überwachen 
und quantifizieren; 

c) die Berichtspflichtigen müssen in der Lage sein, Brüche zwischen den 
übermittelten Daten und denen vorausgegangener Zeiträume zu erläutern. 

4. Mindestanforderungen für Korrekturen: 

Die von der EZB und der zuständigen NZB aufgestellten Richtlinien und 
Verfahren sind zu befolgen. Korrekturen, die nicht in regelmäßigem Turnus 
erfolgen, müssen erläutert werden. 
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